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1. Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung möge beschließen: 
 

1. Der Gemeindevorstand wird gebeten, zum nächstmöglichen Zeitpunkt zunächst zwei 
weitere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter für die Ordnungspolizei der Gemeinde 
Niedernhausen einzustellen und entsprechend einzusetzen. 

2. Im Haushalt 2020 ist dafür eine neue Stelle zu schaffen. Die weitere Stelle ist im 
Stellenplan 2020 umzuschichten. Für das laufende Jahr sollen dafür andere, nicht 
besetzte Stellen im Stellenplan herangezogen werden. 

3. Nach dem Ende des ersten Halbjahres 2020 soll der Gemeindevorstand einen 
Bericht vorlegen, ob die erforderlichen Aufgaben der Ordnungspolizei hinreichend 
erfüllt werden können. 

 
 
 
 
2. Begründung: 
 
Es hat sich herausgestellt, dass die vielfältigen, von der Ordnungspolizei zu erledigenden 
Aufgaben von einem Mitarbeiter der Ordnungspolizei nicht bewältigt werden können.  
 
Nachstehend eine beispielhafte Darstellung der Aufgaben: 
 
• Die Überwachung des ruhenden und des fließenden Verkehrs 
• Geschwindigkeitsüberwachung mit mobilen und stationären Anlagen 
• Verkehrssicherung und -lenkung bei örtlichen Veranstaltungen 
• Streifenfahrten im Gemeindegebiet 



• Überwachung von Verkehrsbeschränkungen bzw. Umleitungsstrecken bei Baumaßnahmen 
• Kontrolle von Ausnahmegenehmigungen und Sondernutzungen 
• Überwachung des Naherholungsgebietes und von Spielplätzen 
• Allgemeine Gefahrenabwehr 
• Gaststättenkontrollen im Rahmen der Spielverordnung 
• Überwachung der Einhaltung von gemeindlichen Satzungen 
• Amtshilfe für andere Behörden 
• Einleitung von Ordnungswidrigkeitsverfahren 
• Vollstreckung von Verwaltungsakten 
• Maßnahmen nach dem Hessischen Freiheitsentziehungsgesetzes 
 
 
 
 
3. Finanzierung: 
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